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Anforderungen BUND Köln an zukünftige 
Stadtpolitik 

Inhalte für Parteiprogramme zur Kommunalwahl 2025 
haben es in sich! 

 

Köln. Die „Bausteine des BUND Köln zur Kommunalwahl 2025“ gingen am 29.01. 

den Spitzen

Programme zur Kommunal- und Oberbürgermeisterin-Wahl zu. 

Ganz vorne bei den Vorschlägen der Kreisgruppe Köln des BUND für zentrale 

Bereiche zukünftiger Stadtpolitik steht der Bausektor. Der bislang geplante 

Wohnungsneubau wird den ungebremsten Boden- und Flächenverbrauch weiter 

verschärfen. Allerdings vor allem erschwinglicher sozialer Wohnraum muss in 

Köln dringend geschaffen werden. Der Mangel hat katastrophal zugenommen. 

Dazu ist aber ein politischer Strategiewechsel überfällig. Abriss und Neubau statt 

Bestandserhaltung und Sanierung seien verantwortlich für die „graue Energie“, die 

Emissionen, die bei der Herstellung der Baustoffe und deren Transport anfallen 

und beim Abriss verloren gehen. Ein entscheidender Faktor beim Klimaschutz. 

„Wir brauchen bis Jahresende in Köln eine verbindliche Strategie, wie der Boden- 

und Flächenverbrauch bis spätestens 2030 auf Netto-Null sinkt. Geplante neue 

Stadtteile wie Kreuzfeld oder großflächige Siedlungserweiterungen in Zündorf-

Süd und in der Rath-Heumarer-Feldflur sind damit unvereinbar. Stattdessen kann 

zusätzlicher Wohnraum durch Aufstockungen auf vorhandenen Gebäuden im 

Innenbereich sowie Überbauung von eingeschossigem Einzelhandel, Discountern, 

Märkten und Parkplätzen geschaffen werden. Nahezu die Hälfte der Fläche des 

Stadtgebietes ist bereits versiegelt. Der Verlust an biologischer Vielfalt im 

Stadtgebiet kann nur gestoppt werden, wenn der Grünflächenanteil am 

Stadtgebiet mindestens 50 % und der Anteil der Naturschutzgebiete an der 

Gesamtfläche 10% beträgt.“, sagte BUND-Vorstandsmitglied Helmut Röscheisen. 

Nicht nur ein Paradigmenwechsel in der Flächen- und Baupolitik, sondern auch in 

der Mobilitätspolitik ist dringend notwendig. 

  



„Zwar wurde die Radwege-Infrastruktur verbessert, aber das ÖPNV-Angebot 

befindet sich inzwischen in einem desaströsen Zustand. Fakt ist aber: Ohne 

leistungsfähigen ÖPNV ist eine Mobilitätswende in Köln unmöglich. Der Stadtrat 

muss zügig dafür sorgen, dass der faktische Notbetrieb der KVB AG schnell 

beendet wird. In seiner Pressemitteilung ‚Rettet die Mobilitätswende!‘ 

(11.12.2024) hat der BUND Köln die Prioritäten für einen verbesserten ÖPNV 

dargestellt. Die nun von einigen Parteien beantragte erweiterte Tunnellösung für 

die Ost-West-Achse verbunden mit einem Metrolinien-Netz ist allein schon 

angesichts der desolaten städtischen Finanzlage völlig unseriös und würde die 

Mobilitätswende abwürgen. Die bislang in Aussicht stehende Bundes-/Landes-

Förderung wäre dann komplett hinfällig“, erklärte Jörg Frank (BUND). 
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